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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die Einführung eines konstruktiven Referendums sei bereits zuvor zweimal Thema
gewesen, versuchte Cédric Wermuth (sp, AG) in der Sommersession 2021 im
Nationalrat Werbung für seine parlamentarische Initiative zu machen. 1992 hatte die SP
die Idee im Rahmen der EWR-Diskussionen ins Spiel gebracht und 1995 hatten die
Sozialdemokraten im Rahmen der Debatte um die 10. AHV-Revision gar eine Initiative
für ein «Referendum mit Gegenvorschlag» lanciert, die 2000 an der Urne abgelehnt
worden war. Auch aktuell hätte dieses Instrument das Potenzial, Blockaden zu lösen,
führte der Aargauer Sozialdemokrat aus. So sei etwa bei der Abstimmung über die E-ID
allen klar gewesen, dass es eine elektronische Identität brauche. Hätte neben dem mit
einem Referendum bekämpften Vorschlag ein konstruktives Referendum vorgelegen,
mit dem etwa eine vom Staat organisierte E-ID gefordert worden wäre, so hätte ein
Zeitverlust bei der notwendigen Einführung vermieden werden können. Das
konstruktive Referendum sei darüber hinaus «der logische kleine Bruder des
Gegenvorschlags des parlamentarischen Rechts und damit die Vollendung der direkten
Demokratie» – so Wermuth. Beat Walti (fdp, ZH) wendete ein, dass dieses Instrument
im Kanton Zürich zu grosser Verwirrung geführt habe – bei einer Abstimmung über die
Spitalfinanzierung seien vier konstruktive Referenden zur Abstimmung gestanden, die
«dreissig oder mehr Antwortvarianten» zugelassen hätten. Es sei deshalb wieder
abgeschafft worden. Wermuth wiederum konterte mit einem Zitat aus dem Kanton
Bern, der das Instrument in Form eines Volksvorschlags kennt: Der Vizepräsident der
damaligen Berner Verfassungskommission habe bei der Einführung des Volksvorschlags
gesagt, «wer den Schweizerinnen und Schweizern nicht zumute, die Komplexität des
konstruktiven Referendums zu verstehen, unterschätze, dass diese Menschen jeden Tag
beim Jassen schwierigere strategische Entscheidungen als beim konstruktiven
Referendum fällen würden». Michaël Buffat (svp, VD) und Samira Marti (sp, BL) setzten
sich in der Folge im Namen der SPK-NR, die sich mit einer 14 zu 10-Stimmen-Mehrheit
für Folgegeben ausgesprochen hatte, ebenfalls für das Anliegen ein. Meinungen
könnten von den Stimmenden differenzierter eingebracht werden und die
Interpretation eines Abstimmungsresultates sei dank Varianten einfacher,
argumentierten sie. Zudem könnten Referendumskomitees mit diesem «Gewinn für das
direkt-demokratische Instrumentarium» stärker in die Entscheidunsgsfindung
einbezogen werden, fasste Samira Marti die Kommissionsmeinung zusammen. Trotz
aller befürwortender Voten setzte sich allerdings die starke bürgerliche
Kommissionsminderheit durch, die sich nicht zu Wort gemeldet hatte: Mit 109 zu 82
Stimmen entschied sich die Mehrheit der grossen Kammer, der Initiative keine Folge zu
geben. Die geschlossen stimmenden Fraktionen von SVP, FDP und Mitte standen den
ebenfalls geschlossenen Fraktionen von SP, GLP und GP gegenüber. 1
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Er könne sich kurz halten, da es keine neuen Argumente gebe und auch in der
neuerlichen Debatte keine aufgetaucht seien, gab Gerhard Pfister (mitte, ZG) in der
Wintersession 2021 bei der Diskussion um die Einführung eines obligatorisches
Referendums für völkerrechtliche Verträge mit Verfassungscharakter für die
Kommission zu Protokoll: Die Mehrheit der SPK-NR beantrage Festhalten am
ursprünglichen Nichteintretensentscheid, weil sie keinen Handlungsbedarf sehe und
die Vorlage zu wenig ausgereift sei. Eine erstarkte Minderheit – ursprünglich hatte die
Kommission die Vorlage mit 17 zu 8 Stimmen abgelehnt, im zweiten Durchgang standen
sich 13 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung gegenüber – wolle vor allem auch den Kantonen
mit Berücksichtigung des Ständemehrs mehr Gewicht geben. 
Die erneute Debatte war nötig geworden, weil der Ständerat auf die Vorlage eintreten
wollte, obwohl die grosse Kammer zuvor schon nichts von der Idee hatte wissen wollen.
Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen hatten vor dem Votum Pfisters ihre
Positionen noch einmal ausgeführt. Marco Romano (mitte, TI) sprach sich im Namen der
Mitte für eine Stärkung der Volksrechte, für die Zustimmung zum Beschluss des
Ständerats und also für Eintreten aus. Die SP-Fraktion – vertreten durch Samira Marti
(sp, BL) – war für Festhalten. Marti warf dem Ständerat vor, mit der Forderung nach
dem obligatorischen Referendum die Macht der Kantone über Gebühr stärken zu
wollen. Damit würden nicht nur «die Stimme der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger»
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und damit das «Demokratieprinzip» an und für sich geschwächt, zudem bedeute die
notwendige Zustimmung der Kantone insbesondere bei Verträgen, in denen es um
Grundrechte gehe, «höhere Hürden für einen effektiven Menschenrechtsschutz». Mit
der Einführung des Ständemehrs würde überdies die im Moment auch im Rahmen der
Covid-19-Pandemie viel diskutierte Spaltung der Gesellschaft noch weiter
vorangetrieben. Gregor Rutz (svp, ZH) warb im Namen der SVP-Fraktion für Eintreten:
Es gebe immer mehr Staatsverträge, die «direkt oder indirekt auf unsere
Kompetenzordnung zugreifen», weshalb es notwendig sei, solche Abkommen Volk und
Ständen zu unterbreiten. Nachdem Nationalratsvizepräsident Martin Candinas (mitte,
GR) die Positionen der drei restlichen Fraktionen bekannt gegeben hatte – die FDP-
Fraktion unterstütze die Minderheit, die GLP- und die GP-Fraktionen die Mehrheit –
erklärte Kommissionssprecher Pfister den Grund für die Erstarkung der
Kommissionsminderheit: Verschiedene Kommissionsmitglieder hatten entschieden,
dem Ständerat entgegenzukommen. Dies wollte aber eine deutliche Mehrheit der
grossen Kammer nicht: Zum zweiten Mal lehnten die SP-, GLP- und die GP-Fraktionen
die Vorlage geschlossen ab. Die Mitte-Fraktion war gespalten und auch die FDP-Liberale
Fraktion stimmte trotz anderslautender Fraktionsempfehlung grossmehrheitlich gegen
Eintreten. Damit standen 114 Stimmen 69 Stimmen, die vor allem aus der SVP- und der
Mitte-Fraktion stammten, gegenüber und versenkten die Vorlage endgültig. 2

1) AB NR, 2021 S. 1147 f.
2) AB NR, 2021 S. 2376 ff.
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